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f) regelmäßig öffentliche Sprechstunden abzuhalten;
g) mindestens einmal jährlich der Bevölkerung 

Rechenschaft über die Tätigkeit der Volksvertre­
tung und über ihre eigene Arbeit als Abgeord­
nete zu legen und laufend über den Stand der 
Erfüllung der Wähleraufträge und der an sie 
herangetragenen Wünsche, Vorschläge und Be­
schwerden der Bürger zu berichten;

h) ihre Tätigkeit in enger Zusammenarbeit mit den 
gesellschaftlichen Organisationen und den Aus­
schüssen der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland durchzuführen.

§ 23
(1) Die Leiter der staatlichen Organe, Betriebe und 

Einrichtungen sind verpflichtet, die Abgeordneten auf 
deren Wunsch unverzüglich zu empfangen und bei der 
Ausübung ihrer Tätigkeit zu unterstützen.

(2) Die Abgeordneten der örtlichen Volksvertretungen 
dürfen nicht wegen ihrer Abstimmung oder wegen der 
in Ausübung ihrer Abgeordnetentätigkeit getanen 
Äußerungen gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder 
zur Verantwortung gezogen werden. Dies gilt nicht für 
Verleumdungen im Sinne des Strafgesetzbuches.

§ 24
(1) Die Abgeordneten bedürfen zur Ausübung ihrer 

Tätigkeit keines Urlaubs.

(2) Den Abgeordneten dürfen aus ihrer Abgeord­
netentätigkeit keine beruflichen und materiellen Nach­
teile erwachsen.

(3) Die Abgeordneten sind berechtigt, öffentliche Ver­
kehrsmittel in dem Zuständigkeitsbereich ihrer Volks­
vertretung (in Großstädten im Stadtgebiet) unentgelt­
lich zu benutzen.

§ 25
(1) Das Mandat eines Abgeordneten erlischt

a) bei Beendigung der Tätigkeit der Volksvertretimg;

b) durch Tod des Abgeordneten;

c) durch Verlust der Wählbarkeit

(2) Die Volksvertretung stellt in den Fällen des 
Abs. 1 b) und c) die Tatsache des Erlöschens des Man­
dats eines Abgeordneten fest.

§ 26
(1) Die Wähler sind berechtigt, in ordnungsgemäß 

einberufenen Wählerversammlungen die Abberufung 
eines Abgeordneten zu verlangen, der das in ihn ge­
setzte Vertrauen der Wähler nicht rechtfertigt oder 
seine Pflichten als Abgeordneter nicht erfüllt.

(2) Das Verfahren der Abberufung wird besonders 
geregelt.

§ 27
(1) Abgeordnete können aus wichtigen Gründen ihr 

Mandat niederlegen. 2

(2) Über die Anerkennung der Niederlegung des 
Mandats entscheidet die Volksvertretung.

D r i t t e r  T e i l  
Die örtlichen Räte

A b s c h n i t t  I
Rechtliche Stellung und Bildung der örtlichen Räte

§ 28
(1) Die Räte sind die vollziehenden und verfügenden 

Organe der Volksvertretungen. Sie sind der Volksver­
tretung für ihre gesamte Tätigkeit verantwortlich und 
rechenschaftspflichtig. Sie sind dem Ministerrat und 
den höheren Räten unterstellt und rechenschafts­
pflichtig,

(2) Die Räte sind Kollegialorgane.

(3) Der Vorsitzende und die Mitglieder der Räte 
tragen gegenüber der Volksvertretung die persönliche 
Verantwortung für die Arbeit des Rates.

(4) Der Vorsitzende und die Mitglieder der Räte 
tragen gegenüber dem Rat die persönliche Verantwor­
tung für die ihnen übertragenen Aufgabengebiete.

(5) Die Räte werden im Rechtsverkehr durch den 
Vorsitzenden oder durch das von diesem beauftragte 
Mitglied des Rates vertreten.

§ 29
(1) Die Räte werden von der Volksvertretung ge­

wählt.
(2) Dem Rat gehören an: der Vorsitzende des Rates, 

die (der) Stellvertreter des Vorsitzenden, die weiteren 
Mitglieder des Rates und der Sekretär.

(3) In den Stadtkreisen trägt der Vorsitzende des 
Rates die Bezeichnung Oberbürgermeister, in den 
Stadtbezirken Bezirksbürgermeister, in den kreisange­
hörigen Städten und Gemeinden Bürgermeister. Die 
Stellvertreter des Vorsitzenden und die weiteren Mit­
glieder des Rates in den Städten, Stadtbezirken und 
Gemeinden tragen die Bezeichnung Stadtrat beziehungs­
weise Gemeinderat.

(4) Die Mitglieder der Räte sollen Abgeordnete sein.

(5) Die Zusammensetzung der Räte wird durch Rieht-» 
linien des Ministerrats geregelt.

§ 30*
(1) Die Räte bedürfen zur Ausübung ihrer Tätigkeit 

des Vertrauens der Volksvertretung. Der Rat oder 
einzelne Mitglieder des Rates können von der Volks­
vertretung abberufen werden.

(2) Ein Mitglied des Rates, dessen Abgeordneten­
mandat nach §§ 25 bis 27 endet, scheidet aus dem Rat 
aus.

(3) Im Falle der Abberufung des Rates oder des Aus­
scheidens einzelner Mitglieder führt die Volksvertre­
tung eine Neu- beziehungsweise Nachwahl durch.

§ 31
(1) Nach Beendigung der Tätigkeit der Volksvertre­

tung führt der Rat seine Tätigkeit bis zur Wahl des 
neuen Rates weiter.

(2) Der Rat hat die neugewählte Volksvertretung 
innerhalb von zwei Wochen nach der Neuwahl einzu­
berufen.


